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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 105/10 B 
 
L 15 U 178/04 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 23 U 12/02 (SG Dortmund) 
 
 
 
1. ……………………, 
  
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
2. ……………………………………., 
  
  
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 Prozessbevollmächtigte zu 1. und 2.: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juni 2010 durch den 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Anträge der Kläger, ihnen für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
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Westfalen vom 1. Dezember 2009 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechts-

anwalt K.        , Hamm, beizuordnen, werden abgelehnt. 

 

Die Beschwerden der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision in dem be-

zeichneten Urteil werden als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Die Anträge der Kläger auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe sind abzulehnen. Ein Beteiligter, 

der nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der 

Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf Antrag 

Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Satz 1 Zivilprozessordnung 

<ZPO>). Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. 

 

Die Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) sind als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

SGG). Die Kläger haben zur Begründung der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG 

den geltend gemachten Zulassungsgrund des Verfahrensmangels nicht hinreichend 

bezeichnet. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Nach dem Sinn und Zweck dieser Vorschrift ist das Übergehen 

eines Beweisantrags nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung 

darauf hingewiesen wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch 

nicht als erfüllt ansieht. Zumindest bei rechtskundig vertretenen Beteiligten muss der 

Beweisantrag in der abschließenden mündlichen Verhandlung oder bei einer Entscheidung 

ohne mündliche Verhandlung schriftsätzlich zu einem Zeitpunkt gestellt worden sein, in dem 

feststand, dass das LSG von sich aus Ermittlungen nicht mehr durchführen würde (BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 20 und 31 sowie BVerfG SozR 3-1500 § 160 Nr 6). Dass die Kläger bis zuletzt 

einen Beweisantrag gestellt hätten, ist der Beschwerdebegründung durch die Bezugnahme auf 

Blatt 16 und 17 der Gerichtsakte indes nicht zu entnehmen. 
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Im Kern beanstanden die Kläger die Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung. Darauf kann 

eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise ge-

stützt werden. 

 

Da den Klägern Prozesskostenhilfe nicht zusteht, waren auch die Anträge auf Beiordnung ihres 

Prozessbevollmächtigten abzulehnen (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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